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1. Sachverhalt 
Den Medien ist zu entnehmen. dass die eidgenössische Post 
s ich kürzl ich weigerte. ein Flugblatt der Gc\\.erkschafts­
krei sen nahestehenden Bürgerbewegung "Solidarieto" zu 
versenden. Das Augblan wandte sich gegen die geplante 
Schliessung von Poststellen im Tessin. Die Post begründete 

lionskapital ausgestattete se lbständige Anstalt des öffent­
liche n Rechts (Art. 2 und 5 POOl)l. Sie erbringt Dienst. 
leistungen und hat Rec hts beziehungen mit den Kunden 
nach der Poslgesetzgebung und der Gesetzgebung über den 
öffentlichen Verkehr (An. 3 Abs. 1 und An. 16 Abs. I POG). 

Das POSt- und Fernmeldewesen ist gemäss Bundesverfas­
sung Sache des Bundes (An. 92 Abs. I BV). Diese Regelung 
erlaubt dem Bund. gesctzlich ein Posunonopol einzufUhren 
beziehungsweise weiterzuführen' . Im neuen Pos tgesetz 
gewährt der BundcsgeselZgebcr der Post mit gewissen Aus­
nahmen das ausschliessliche Recht (Monopol). adressierte 
Bri efsendungen und Pakete bis 2 kg zu befördern (Art. 3 
PG'; sogenannlC "Reserviene Dienste"). Daneben erbring t 
die Post gem!iss gesetzlichem Auftrag Dienste in Konkurrenz 
zu privaten Anbielern (An. 4 PG: sogenannte "Nicht reser­
viene Dienste"). Die Post ist im Bereich der Wettbewerbs­
dienste. also der nicht reservie rten Diens te, vorbehältlieh 
gesetzliche r Ausnahmen denselben Regeln unters te llt wie 
die privaten Anbieter (Art. 9 Abs. 3 PG). 

Ocr Masscmersand \'on nicht adressierten Flugblättern 
wird in Konkurrenz zu priv:llen Anbietern erbracht. Dies ist 
der Hintergrund dafLir, warum die Post und offenbar aueh 
das UVEK davon ausgehen. die Post habe das Recht ge· 
hab!. sich in diese m Bereich wie ein privater Anbieter zu 
verhalten und den Versand des ihr inhaltlich nicht genehmen 
Flugblattes abzulehnen . 

• 
ihre Ableh nung damit. dus Flugblan ent halte unricht ige 
Angaben und schnde ihren Gl!SChäftsinteressen. Auf Grund 
e ine r Eingabe de r ·Solidarieta" befasste :.ich auch das Eid-

3. Grundrechtsbindung bei 
\<Vahrnehmung der staatlichen 
Aul'gaben 

-

genössische Departe ment ro r Umwell. Verkehr. Energie 
und Kommunikation (UVEK) mit der Angelt!genheic. Ge· 
mliss den Pres~bcrichten stclllc d:ls UVEK in seiner Antwoet 
fest, dass die Post zu ihrem Vorgehen lt:gitimien gewesen 
sei: Streitigkeiten zwischen ihr und den Kunden seil.:n aber 
durch den ZIvilrichter zu enlschciden. Das Vorgehen sei 
allerdings ungeschickt gewesen. Der Unmut der Po:.! iJhcr 
die fa lschen Angaben sei zwar verständlich. Der Bund als 
Eigemümer erwane aber \Ion jedem seiner Betriebe. da,,~ 
das Gesch!iftsgebaren den Grund~ätzen entspreche. dIe der 
Staat selber einhalten müsse. Namentlich mü .. se <-kr Vcr· 
hähnismässigkeit und dem Willkür\"erbot Jlachgelebt werden. 
Bei eigenen Geschäftsinteressen a ls Verweigerung~grund 
sei äusserste Zurtickhaltung am Plan. besonders bei Sendun· 
gen politischer An. Nur so könne der Anschein politischer 
Zensur venniedcn werden '. 

2. Rechtsstellung der Post 
"Die Schweizeri sche Post" (POSt) ist eine vom Bund durch 
Gesetz errichte te und von ihm mit unverzinslichem DOIa· 

An. 35 Abs. 2 BV bestimmt : "Wer s taatli che Aufgabe n 
wahrnimmt, ist an dIe Grundrechte gebunden und \lcrpflich-

Vgl. Neue ZUn:h .... r Zeitung vom 2. M:irz 2000, Nr. 52. 14. 
2 Bundesgesetz vorn 30. April 1997 Il~r die Organisation der 

Postunlernehmung <I ~s Bundes (Postorg:misat ionsgesetz. 
POG). SR 783 .1 

3 An. 2 Abs. I POG bezeichnet die Post als 'selbständige 
Anst:lIt des öffentlichen Rechts mit RechL<;persönlichkeit' . 
"Selb~t!indig' und "Rechtspcrsönlichkeit" ist eine Tautologie. 
St'lbstitndige öfTenllichrechthche Anstalten sind nach vef\\,'a!. 
tungsrechllicher Ternlinologie Anstalten mit eigener Rechr..s­
persönlichkeil: vgl. U. HÄFEu:-;/G. MÜLLER . Grundriss des 
Allgemeinen Ver.valtungsrechts. 3. A., ZUrich 1998, N 1046, 
273. 

4 Vgl. M. LE/':Dl. Kommenfar BV. N 2 und 3 zu Arl. 36 BV 
187-1 (Vorläufer von Art. 92 SV). Der Gesetzgeber legt also 
nicht nu r die Grenzen des Regals im Einzelnen fest (BB1 
1997 I 27 1). sondern schafft auch erst das Regal. 

5 Postgesetl. vom 30. April 1997, SR 783.0. 
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let. zu ihrcrVerwirkJichung bei.lUtragen. ~ In Bezug auf das 
Verh:l.ilnis zwischen Privaten (Problem der sogenanIlIen 
Driuwirkung der Grundrechte) gi lt demgegenüber An. 35 
Abs. 3 BV: ~Die Behörden sorgen daftl r, dass di~ Grund­
rechte. sowei t sie sich dazu e ignen, auch unter Privaten 
wirksam werden .~ 

Die unterschiedliche Regelung ist dadu rch begründe!. 
dass der Staat durch die Grundrechte verpflichtet. nicht 
aber bereChti g t wird. Die Grundrechte en tfalten daher im 
Verhältnis zwischen Staat und Privaten volle und unmit­
telbare WirJ..-ung, lm VerhältlllS zwischen Privaten kann sich 
demgegenüber jeder Beteiligte auf die ihm zus tehenden 
Grundrechte berufen. Im Konfliktfall stehen sich dUfC'h \'er­
schiedene Grundrechte geschützte Interessen gcgcnilbcr. 
Es ist daher primär Sache des Gesetzgebers. nament lich 
aber nicht nur des Zivil- und Strafgesetzgebers. festzulegen. 
wie die Grundrcchtsanspruche. soweit sie sich auf das Ver­
hältnis zw ischen Privaten beziehen können. abgegrenzt 
werden (keine sogenannte direkte Drittwirkung der Grund­
rechte. das heissl keine verfassungsunminelbare Anwen­
dung im Verhältnis zwischen Privaten' ). Die Behörden. das 
heisst der Gcsctzgeber und, im Rahmen VOn Beurteilungs­
und Ennessensspielräumen. die rechtsanwendenden Behör­
den haben den Ausgleich unter den dJ\'erglcrenden Urund­
rechtsansprüchen vorzunehme n. Dabei haben sie darauf zu 
achten. dass dem Privaten. dem gegenilber ein anderer Pri­
vater grulldrech tlich bestimmte Anspruche erheben darf. 
e in substantieller Kern privater Entscheidungsfreiheit. soge­
nannt privatlutonOmer Willkür, erhalten ble ibt. Der Staat 
hingegen darfWillkUr zu m vornherein nicht in Anspruch 
nehmen (An. 9 B V). Er besitzt keine (Pri,rat-}Sphäre, in wei­
cher er von Grundrechtsanspruchen der Bürger abgeschinm 
wäre. 

4. G rundrechtsbindung öffentlicher 
Unternehmen 

Die Post ist ei ne mit eigener Rechtspersönlichkeit ausge­
staltete öffentlichrechtliche Anstalt des Bundes (An. 2 POG). 
Als solche ist sie gesetzlich mi t erheblicher verwaltungs­
rechtlicher Autonomie ausgest:met. auch wenn der Bundes­
rat die str:llegischen Ziele der Post festlegt (Art. 6 POO) und 
weitere Vorgaben macht! und die POSt. was interessanter­
weise in der Postgesetzgebung nicht ausdrucklich vennerkt 
wurde. der Aufsicht des Bundesrates und damit mittelbar 
auch der Oberaufsicht der Bundesversammlung untersteht 
(Art. 187 Abs. 1 Bst. a BVI: Art. 169 BV). 

Die AutOnomie einer öffcmlichrechtlichen Körperschaft 
oder Anstalt ist nicht gleichzusetzen der Freiheit der Priva­
ten. Autonomie heisst Gestalrungsfreiheit in Erfüllung eines 
rechtlichen Auftrages und in Bindung an die verfassungs­
rechtlichen und gesetzlichen Regelungen. di e fil r das Ge­
meinwesen in allen sei nen Erscheinungsformen bestehen. 
Während Freiheit beliebiges Verbalten innerbalb der gesetz­
lich spez ifiz iert bezeichnete n Bindunge n e rlaubt. ist das 
mit Autonomie ausgestattete öffentl iche Gebilde stets auf 

das Allgemein ..... <>hl (mit Einschluss JerVefwirklichung der 
Grundrechte der BUrger) ausgerichtet'. 

Die Grundrechte binden den Staat in allen seinen Erschei­
nungsformen. Verfassungsrechtlich ist auch eine rechtlich 
verselbsländiglc Answlt des Bundes de m Bund zuzurech­
nen. Die Aussumung eines Ven\'altungs2.\.\'eiges mit Rechts­
persönlichkeit ist lediglich eine aus Zwcckmässigkeits­
grllnden vorgenommene rechtstechnische Konstruktion. [n 
vergleichbare r Wci~e sind auch die juristischen Pcr~oncn 
des Pri\'atrechts unter \'crfassung<;rcchtJichen unJ namentlich 
grundrechtlichen Gesichtspunkten blasse rechtstechnische 
Konstruktionen. Daher gelten (he besond~'ren Bindungen 
des Gemeinwesens durch die Verfassung auch ruf rechtlich 
\'erselb~tändigte VerwaltungseinheIlen. so wie sich JuriStische 
Personen des Privatrechts wie natürl iche Personen auf die 
Grundrechte der Privaten berufen können. soweit diese 
nicht spc7 iell nur au f natürliche Personen zugeschninen 
sind. 

Das Genleinwe~en in allen seinen Erscheinungsfonnen 
isl an die Grundrechte auch dann gebunden. wenn ein Ver­
waltungszweig pri\ratrechtlich o rganisiert ist (was rur die 
Post nicht zutrifft) oder pri\'atrechtliche Verträge abs.-::hliesst ". 

6 Soweit die Verfassung nicht selbst eine Ausnahme \'orsieht: 
siehe 7.B. An. 8 Abs. 3 dritter Satz BV. Anspruch von l\ lann 
und Frau auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit. 

7 Sieheu.a.An.ISPOG:An.9Abs.2 PG. 
8 Aufsic ht des Bundesrates Ober "die BundesverwaJmng und 

die anderen Tr!lger von Aufgaben des Bundes". 
9 VgJ. Y. HA.'JGAMThER. GrundzUge des schweizerischen Staats­

rechts. Band 11 : Grundrechte. Zllrich 1982. 173 r. 
10 Ob die Post priv3trecht liche Verträge Uber ihre Dienstleistun­

gen abschliesst. kann dahi ngestel lt bleiben. Der historbche 
Ges.=t1.gl."ber ging VOll einem priv3Ir«htlkhen Rechlsverhält­
nis zwischen der Post und ihren Kunden aus (\gl. Botschaft 
\orn 10, Juni 1996 zum Poslgesetz. SBI 1996111 1267 SO\vic 
1292 i.V. mit dem Verweis auf die Botschaft vom 10. Juni 
1996 1.U einem Postorganisations- und Te!ekommunikations­
untemchmungsgesctz, BB I I996 m 1345 f.; in ckn Ber:ltun­
gen \'on National- und Ständer:lt wurde die Frage offenbar 
nicht näher thematisiert). Objektiv ist die gesetzliche Aus­
gangslage alles andere als klar. Ckm:iss An. 11 Abs. 1 und 
2 PG regelt die Post die lnanspruchmlhme ihrer Dienstleisrun­
gen (der reservierten und der nicht reservienen Dienste) in 
Allgemeinen Geschaftsbedingungen. Oie Bestimmungen des 
Privatrechts sind n3th An. 11 Abs. 3 PO 'ergänzend~ an .... end­
bar. DIe Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Post beruhen 
also nicht auf Privatrecht und sind daher auch nicht am Privat­
recht zu messen. Unter diesen VOr.lussctnmgen ist es dgenllich 
sach", idtig. priv8trechtlichc Verträge abschliessen zu wollen. 

Die Frnge der öffenllich- oder priw trechtlichen Natur von 
Venr.lgen des Staates oder staatlicher Unternehmen mit Priva­
ten ist :l\lch abgesehen von einer solchen Ausgangslage oft 
nicht leicht 1.U beantv.orten (vgl. U. HÄFELIN/G. M ÜLLE.R 
[FN 3J.N 848-8:52. 216: P. M OOR. Droit adminiSlmtlf, vol. ll. 
Seme 199 1. 276 ff.). Sie ist \'on Fall zu Fall beziehungs"'eise 
\'on Kategorie zu Kategorie nach materiellen Kriterien zu 
beurteilen. Auf die Bezeichnung und die subjektive Meinung 
der Venragspanner kommt es nichl an. An. 11 Abs. 3 PG 
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Grundrechlsbindung öffentlicher Unternehmen 

AJPIPJA 5nooo 

Die Grundrechte sind den Staatsorganen vorgegeben: ihre 
Geltung hlingt nicht davon ab, welche Organisations- und 
Handlungsformen der Gesetzgeber rur einen bestimm ten 
Verwaltungszweig wählt oder ihm zu wählen gestattet. Dies 
ist ::lJlerkannt tl und heute namentlich auch durch die Euro­
piiische Menschenrechtskonvention geklärt. Beschwerden 
wegen Verletzung von Rechten aus der EMRK setzen nicht 
hoheitliche Anord nungen voraus, sondern können gegen 
irgendwelches, also auch privatrechtliches odcr fak:tisches 
Handeln (oder Untätigsein) des Staates mit Einschluss seiner 
Körperschaften und Anstalten erhoben werdenil. Die gleiche 
Rechtslage besteht nach dem internationalen Pakt über bür­
gerliche und poli tische Rechte (UN-Menschenrechtspakt 

• I : CCPR): dass die Schweiz das FakultativprolOkoll dazu 
mit dem Individunlbesc hwerdeverfahren nicht ratifiziert 
hat. ändert materiellrtthtlich rur sie nichts. Sowohl der Euro­
päische Gerichtshof fUr Menschenrechte als auch der Aus­
schuss fiir Menschenrechte gemäss dem UN-Menschen­
rechtspakt J haben entschieden, dass auch privatrechtlich 
organisierte, aber im Eigentum des Staates stehende und 
besonderer stamlicher Kontrolle unterliegende Unternehmen 
und priv::utc<:htliches Handeln des Staates und seiner Unter­
nehmen gegen Konventionsrechte verstossen können: eine 
~Fluchl in die Priviltwirtschaftsverwaltung~ schü tzte den 
Slllat also nicht vor se iner völkerrechtlichen Verpnichtung 
und Verantwortung". So hat der Ausschuss rur Menschen­
rechte im Fall von Zensunnassnahmen durch die finnische 
Rundfunkanstalt entschieden. dass Finnland fUr deren Hand­
lungen verantwortlich ist. weil sie zu 90% im Sta:llseigen­
turn stche und einer spezifischen Regierungskontrolle unter· 
liegei'. Aus dem heute noch beschränkten (ungenügenden. 
unkJaren oder in der Praxis aus Rechtsunkenntnis nicht ge­
wähnen) RechtsschuL7. bei privatrechtlichem und faktischem 
Handeln des Staates in der Schv.ciz ' darf nicht der Schluss 

• gezogen werden. die Grundrechte würden in diesen Berei­
che n nicht gelten. Diese Problematik sollte ein wichtiger 
Aspekt der bcvorsfehcnden Revision der Bundesrechts­
pflege sein. 

Bei der VorbereLtung der neuen Bunde<;\erfassung von 
1999 wurde, wie sich der Verfasser dieser Zeilen als ehema­
liges Mitglied des leitungsausschusses und als Präsident 
des wissenschaftlichen BeL rates fur die Verfassullg~refonn 
erinnert. \'on kantonaler Seite im Zusammenhang d~s (spä­
ter so nummerierten) Art. 35 Abs. 2 SV ein Vorbehalt zu­
gunsten der (privat.)wirtschaftlichen Tätigkeit des Staates 
und seiner Einrichtungen gefordert. Grund war die Befürch­
tung. die strikte Bindung an die Grundrechte könnte die 
wirtschaftliche Tätigkeit ulwerhhltnismiissig erschweren. 
Dem Anliegen konnte mit Blick auf die Funklion der Grund· 
rechte nicht entsprochen werden. Den BefLirchtungen - eS 
wurde vor allem auf die Problematik der rechtsgleichen 

deutet dafauf hm. dass das Gesetz - dessen Entscheidung 
weitere Erönerungen erübrigen würde - eher von \·elV.:a1tungs­
rechtlichen Vertragen ausgeht. Nach allgemeinen K1l1erien 

- die heranzuziehen sind, wenn das Gesetz keine Regelung 
trifft - w!iren im r-.. lonopolbereich \"erwalrungsrechtliche Ver­
tmge (ErfUllung einer spezifisch öffentlichen Aufgabe) und 
im Nichtmonopolbereich privatrechtliehe Vertrage anzuneh­
men: allerdings wird die freiere Konzeption der nicht reser­
vierten Dienste durch die Vorgaben "Gewährleistung eines 
ausreichenden Universaldienstes' und "Berücksichtigung 
des Angebots privater Anbieterinnen und Anbieter" in Art. 4 
Abs. 2 PG doch wieder erheblich relativiert. 

•• 

Wenig o.ussagekrliftig ist fUr die Frage. ob ein öffentlich- oder 
zivi lrechtlicher Vertrag vorliegt. dass Streitigkeiten zwischen 
Staat beZiehungsweise öffentlichem Unternehmen und Privalen 
durch die ZIvi lgerichte beurteilt werden (so Art. 17 Abs. I 
PG in Bezug auf die Streitigkeiten zwischen der Post und der 
Kundschaft; dazu besteht Ubrigens auch im Nichtmonopol • 
bereich eine Ausnahme: Art. 18 PG, AnfechlUng von "VertU­
gungen" der Post beu-effend die Gewährung von Vorzugsprei­
sen rur die Befbrderung von Zeitungen und Zeitschriften bei 
der Rekurskommission des Departementes). Die Einsetzung 
des ZIvilrichters auch in öffenthchrechllichen Angelegenhei­
ten kann zweekmässig sein (Beurteilung analoger Fragen). 
Rechtsgeschichtlieh (System der ziri lgericht1ichen Ve ...... ·al­
tungskontrolle. in der Schv.'Ciz eingerichtet in der ersten HJilfie 
des 19. Jahrhunderts und in Restbeständen bis heute erhal· 
ten: \ gl. M. bIBQDEN. Die VerwaltungsrechlSprechung in der 
Sch .... eiz, in Sta3lSbUrger und Staatsgewalt. Jubiläumsschrift 
zum hunokrtj!!hrigen B~lehen der deutschen \\-rwalrungJ>ge­
richtsbarkeit und zum zehnjährigen Bestehen des Bundes­
\'erwaltungsgerichtes. Band I. Karlsruhe 1963, 309ff.: das 
System hat seine Vorläufer im aufgeklärten Absolutismus. der 
mll der Umdeutung hoheitlicher in privatrechtliehe Fälle­
z.B. der Streitigkeiten Uber die EntSchädigung :I.US Enteig­
nung in Streitigkeiten aus einem 'Zwangskaur - (ziviJ-)rich· 
tedichen Rcchts.schutz ermöglichte) und rechts vergleichend 
(ange!sllchsische Länder) ist die Betreuung des Zivilrichters 
mit Verwahungsstreitigkeiten nichts Ungev.'Öhnliches. Heute 
zeichnet sich bloss eine gewisse Neigung ab. bestimmte Ver­
.... altungs~treitig\..citen dem Zi\ ilrichter anzuvertrauen. weil 
der Geg.:n~tz von öffenthchem und privatem Recht nicht mehr 
so scharf gelogen wird odcr weil sich auf Grund intellektuel­
ler Dis7iplinlosigkeit diffuse Vomellungen breitmachen. 

1I Vgl. U. H.\FEu-.:/G. Ml'l.l..ER (FN 3). N 1203 und 12()..\. 307: 
P. ~IOOR. Droit administratif. \"01. 111. Beme 1992.372 ff.; 
einUsslicher Y HA:-'C .. \Im';ER. Öffentlich-rechdiche Bllidungen 
priv3u-echllicher Tätig\..eil cks Gemeinwesens. in FeSlSChrifl 
zum 65. GeburtStag von Mario ~.t. PedrazzinL Sem 1990. 
129 tT 

12 Vgl. 1. A. FRO .... EI-.:/W. PEIJKERT. EMRK-Kommencar. 2. A .. t 
KehllStTaSsburglArlinglon 1996. N 9· 11 zu Art. I. 32 ff .. und 
;.: 40 und 41 zu Art. 25. 5..J8 f.: J. VELt:IR. ERGEC, La Con­
\ention europ<-~nne des droit:. de !'homme. Bru.Jtelies 1990. 
N 117. %. t-.1. E. \'LLlIGER. Handbuch der EuropJlschen Men­
schcnr~chls\..on\ention (EMRK). 2. A.. Zürich 1999. K 104. ,. 

13 Vgi. M. NO\\AK. CCPR·Kommentar. Kehl am Rhein/Strass· 
burgiArlington 1989. N 8 zu Art. I des Fakult:lti"PTOlokolJes 
(FP) zum CCPR. 702: J . A. FROWEtI\'/W. PEt:KERT (FN 12,. 
N 40 zu An, 25. 548 (anders noch in der I . A .. KehlJStrass­
burglArlington 1985. N 25 zu Art. 25. 372). 

14 Vgi. t-.1 NOWA" (FN 13). N 8 zu An. I FP.702. 
15 Vgl. Y. i'IA,"'GARTr-"ER (FN 11). 151 fT.: P. RICHU. Zum "erfah­

rens· und prozessrechtliChen Regelungsdefizit beim verfU­
gungsfrclen Suatshandeln, AJPIPJA 1992 196 ff. 
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Behandlung \crwiesen -lag .... ohl auch ein zu enges \"er­
ständnis der verfassungsmässigen Rechte zugrunde. So for­
dert zum BeispIel im öffentlichen Beschaffungswesen der 
Grundsatz der Rechlsgleichheit (Art. 8 SV) keineswegs 
die absolute Gleichbehandlung aller Anbieter. also nicht 
die Verteilung der Aufträge n::lch dem Giesskannenprinzip. 
sondern ledig lich die Möglic hkeil. sich um Aufträge zu 
bewerben (bd grössercn Aufträgen also die öffcmliche Aus­
schreibung), und eine faire Beurteilung der Offenen (Chan­
cen- und nicht Ergebnisgleichheit). 

.5. G rundrechtsbindung auch bei 
staa tlichem Handeln in \VeUbewerb 

• 

mit Priva ten 
Die Post machte in der Au.seinanderselZung mit der Bürger­
bewegung ·SolidarieI3 " geltend. sie stehe bei nicht adres­
sierten Mas~nSt:ndungen im Wettbewerb mit Privaten: es 
könnten hier also nicht die gleichen Regeln wie im Bereich 
der reservierten Dienste. dem Monopolbereich. gelten. Dar­
aus leitet die Post das Recht ab. den Versand einer Sendung 
zu verv,:eigem. wenn diese den Interessen der Post zuwider­
läuft. 

Die Post geht offenbar davon aus. e in Rugbl:ut. das sich 
gegen eine von ihr belriebswirtschaftlich als notwendig oder 
nützlich angesehene Reorganisationsmassnahme (Schlies­
sung von Poststellen) wendet und insofern Stimmung gegen 
die Post macht. schwtichc ihre Stcllung im Wellbewerb mit 
Pri"aten. Das Postgcsctz bestimmt ausdrückJich. die Post 
sei "im Bereic h der WCtlbewerbsdienste, "orbehäh lich 
gesetzlicher Ausnahmen. denselben Regeln unterstellt wie 
die privaten Anbieter" (A rt. 9 Abs. 3 PG). Wenn unterstellt 
wird. ein privater Anbieter dürfe in der gleichen Situation 
den Versand ablehncn (d ies ist wegen An. 35 Abs. 3 BV 
al1erdings nicht SO eindeutig), muss - so die Argumentation 
- auch die Post ablehnen dürfen. Die Post ist aber im Bereich 
der nicht reservierten Dienste nicht absolut gleichen rechtli­
chen Regelungen wie private Wettbewerber unterworfen. 
Das Postgesetz mach t in An. 9 Abs. 3 ausdrücklich den 
Vorbehalt gesetzlicher Ausnahmen. Diese wirken sich unter 
wirtschaftlichen Aspekten zum Teil zugunsten der Post aus; 
die Post hat erhebliche WetlbewerosvoneiJe im Bereich der 
nicht reservierten Dienste unter anderem dadurch. dass sie 
im Monopolbereich benützt werden muss. dass sie die unter 
einem umfassenden Monopol gewachsene bisherige Post 
übernehmen konnte und dass sie als Unternehmen des Bun­
des Prestige geniesst und behördliche Unterstützung erhält •. 
Anderseits muss die Post cben auch betriebswinschaftliche 
Nachtei le ertragen, die ihr aus der Stellung als öffentliches 
Unternehmen erwachsen können . Dazu können aucb Nach­
teile wegen der Grundrechtsbindung der Post gehören: zu 
den in An . 9 Abs. 3 des Postgesetzes vorbeha1tenen Aus­
nahmen gehören nicht nur einfaehgesetzliche Regelungen. 
sondern selbstverständlich auch Bestimmungen der Bun­
desverfassung und internationaler Menschenrechtskon-
ventionen. 

Pri, ;uc. die ein Rugbl.:llt durch die Post \ eneilen wollen. 
also einen Dienst beanspruchen. den die Post der Öffentlich­
keit anbietet. können sich auf ihre Meinungs- und Infor­
malion~freiheil berufen (Art. 16 BV · ). Sie können dies 
tun. obwohl sie das Rugbl:m auch durch andere. pri'<lte Lei­
swngserbringer '-erbreiten könnten (und im zur Diskussion 
stehenden Fall nach der Absage der Post auch verbreitet 
haben). Die grundrcchtlichen Verpflichtungen des Gemein­
wesen~ binden das Gemeinwcsen und seine EinrichlUngen 
in der gesamten T>itigkeit und damit unabhiingig da\'on. ob 
ein berechtigter Privater einer Beschränkung seiner grund­
rechtlichm An~priiche ausweichen kann oder nicht. Nieman­
dem wUrde es zum Bebpiel einfallen zu behaupten. es liege 
kein Grundrechtsproblem ,or. wenn eine Gemeinde eine 
politische Versammlung auf ihrem Gebiet ,-erbietet, nur 
weil die Ve rsammlung in einer henachbanen Gemeinde 
zugelassen wird. oder ein gcwerbepolizeiliches Verbot emes 
Produkts sei zum \ ornherein unproblematisch. wei l der 
ProduzcllI ohne Nachteil auf ein Ersatzprodukl ausweichen 
könnte. Verfassungsmässige Rechte können hier und heute 
beansprucht werden. so wic der berechtigte Private sie nach 
seinem Gutdunken beanspruchen wil1; er braucht sich nicht 
au f Ausweichmdglichkeiten \'ef\\'eisen zu lassen. 

Die Weigerung der Post. ein Rugblau nicht zu \eneilen. 
wei l die Veneilung wegen des Inhalts der Schrift ihren Ge­
schäftsinteressen widerspreche. ist objektiv ein schwerwie­
gender Eingriff in die Meinungs- und Infonnationsfrei heit. 
Sie läuft . wie in einer Sendung des Schweizer Fernsehens 
zu Recht gcri.lgt wu rde, auf einen Akt de r im Verfassungs­
staat verpönten politischen Zensur hinaus (die Befugnis 
der PO~t. in ihren Geschäftsbedingungen'l strafgesetzwidrige 
oder Polizeigüter geflihrdende Sendungen von ihren Dienst­
lei stungen nuszusch liessen. Sieht im vorliegenden Zusam­
menhang nicht zu r Diskuss ion und ist unbestritten). Die 
Becintr'Jchligung von Il1Ieressen des Gemeinwesens oder 
eines öffen tlichen Unternehmens rechtfertigt - als Argu­
men t per se - keine Grund rec htsbeschränkung. Als zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts und schon vorher im 18. Jahr­
hundert die grossen st:l:ltspolitischen und staatsrechtlichen 
Diskussionen über das Prinzip der Presse- und Meinungslius­
serungsfreiheil geruhn wurden. war ein Hauplargumem 
der konsenra.ti\,en Gegner dieser liberalen Forderung. die 
Presse- und Meinungsäusseru ngsfreiheit trage Unruhe in 
die Bevölkerung. fUhre die Leute irre. untergrJ.be das Ver­
trauen in die Behörden und hemme den guten Gang der 
Staalsgeschäfte. Die Kirchen sekundierten mit dem Dik­
rum. nur die Wahrheit. nicht aber der Imum habe das Recht 

16 Auch der durch An. 2 POG festgelegte Name "Die schweil~e­
rische POSt" ist mit Blick :mf den Nichtmonopol~reich eine 
Privilegienmg: die damit gemeinte Post ist die eidgenössische 
Post im Gegensatz zu den privaten Anbielcm des Post ver­
kehrs (und zu den frUheren kantonalen Postbclrie~n). Der 
Name "Die schweizerische Post" wirkt übrigens v. egen des 
vorangestellten "Die" etwas gestelzt. 

17 SkheauchAn.IOEMRK:Art. 19CCPR. 
18 Siehe Art. 11 Abs. I PO. 
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• 
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aufVerbreilUng. Solche Vorstellungen flihnen dazu. dass 
einzelne Kantone bis Mitte des 19. JahrhundertS die Presse­
freiheit verweigerten: erst die Bundesverfassung von \848 
(Art. 45) gewährleistete in der ganzen Schweiz den freien 
Fluss der Informationen und Meinungen . Dass die Mei­
nungs- und Info nnationsfreiheit die Tätigkeit der Behörden 
behindern und unter Ubergeordneten Gesichtspunkten im 
Einzelfall gemeinwohlschädigend sein kann, ist offensicht­
lich: man erinnere sich etwa an d ie Honnonkälberkarnpagne 
einer bekannten Boulevardzeitung. durch welche die Bevöl­
kerung in erhebli chem Mass verunsichert und die Agrar­
politik des Bundes in unverh!ihnismässiger Weise gestört 
wurde. DerVerfassungsgeber hat die Meinungs- und Infor-e mationsfreiheit trotzdem gewährleistet. weil sie ein Men­
schenrecht ist und auch unter Gemeinwohlaspekten - alles 
in allem - auf sie nicht verzichtet werden kann. Die Verwal­
tung hat daher ?t,'leinungsäusserungen und In formations­
vemtittlungen auch dann hinzunehmen. wenn ihr diese im 
Einzelfall missfallen und verzerrte Darstellungen dazu 
fUhren können, dass ihre Tätigkeit fakti sch behinden wird. 

I Was dic Post im Fall ·Solidarieta- beanspruchte. ist im 
Grunde die Freiheit eines privmen UllIcrnehmens. Die POSt 
aber ist kein privates, sondern ein öffentliches UllIemehmen; 
sie ist uneingeschr'.inkt gnmdrechtsverpnichtet. aber grund­
sätzlich nicht grundrechtsbcrl!chugt. Aus diesc m Grund 
darf die gesetzliche Regelung, wonach die Bestimmungen 
des Privmrechts auf die Dien.stleistungen der Post ergänzend 
anwendbar sind (An. II Abs. 3 PG), bei verfassungskon­
formcr Auslegung nicht als Verwei s auf privatautonome 
Willkür verstanden werden . Der zur Diskussion stehende 
Fan ist auch nicht zu vergleichen mit Konstellationen, in 
denen Verwaltungsbchörden in der Rechtsprechung wie 
Private behandelt werden und ihncn daher zugebilligt wird, 
sich auf Grundrechte zu berufen. So nimmt zum Beispiel 

• das Bundesgericht staarsrechtliche Beschwerden \on Ge­
meindcn und anderen Sclbs t\'crwahungsl...örpcrn wegen 
Verletzung bestimmtcr Grundrechte (namentlich d~r Eigen­
tumsgaranti e) entgegen, \\cnn diese \-on cincm Verfahren 
· wie Private- beuoffen ~ind ~. Ein Beil.pie l ist die Be­
!>chwerde einer öffentlichen Pcn,ion .. kasse gegen die Ver­
weigcrung der Bewilligung zur Er.\ltcllung emer Baute zu 
Anlagezwec~en. 8 wäre willkürlich, der öftentlichen Hand 
in solchen Fällen nicht den gleichen RechtSschutz zu ge\\ ih­
ren wie Privaten, Wil1klirlich heisst hier ein Versto,~ gegen 
elementare Gerechlig:kcLb\orstellungen~·. Der POSt zu er­
lauben. die Verbreitung \ on Augblättern durch Private 
abzulehnen. weil darin enthaltene Infonnationen und Kom­
mentare ihr lästig fall en könnten, hat demgegenüber mit 
der Durchselzung elementarer Gerechtigkeitsvorstellungen 
nichlS zu tun. Sachverhalt ist vielmehr ein nicht schützens­
werter Rückfall in vorliberale Vorstellungen , mit denen in 
der Schweiz bereits in der ersten Häme des 19. Jahrhundens 
aufgeräumt wurde. 

Die Post il.t auch dann verpOichtet. solche Flugblätter 
zu verteilen, wenn Tats..'lchen unrichtig \ ... iedergeben werden 
(wobei die Fragc. ob dieser Sachverhalt zutriff!, meist kon­
trovers beuneilt wird), Es fehlt bereits die formellgesetzli­
che Ennächtigung, die rur eine solch einschneidende Mass-

Up. 

nahme nötig wä~. Der Gesetzgeber wäre mit Rücksicht 
auf den Grundsatz der Verhliltnisrnässigk:eit auch nicht gut 
beraten, der Post eine solche Kompetenz in eigener Sache 
einzuräumcn. Der Post bleibt deshalb nichts anderes übrig, 
als was auch dem Bundesrat und der Bundesversammlung 
übrig bleibt, wenn sie glauben feststellen zu müssen, dass 
ihre Tätigkeit verzern dargestell t wird. Sie muss auf dem 
Markt der Infomlationen und Meinungen ihre Ansicht der 
Dinge darstellen: der Post ist zum Beispiel nicht verboten, 
lur Richtigstellung ei n eigenes Flugblatt zu verbreiten. 
Sollte s ie feststellen. dass die Post als Unternehmen oder 
einzelne ihrer Exponenten persönlichkeitsverletzend ange­
griffen werden, so kann s ie eine richterliche VerfLigung 
erwirken, welche die verlangte Veneilung der Massensen­
dung (provisorisch und spätcr allenfalls definitiv) stoppt. 
Es fehlen aber die \ crfassungsrechtlichen Voraussetzungen 
und dic gesetzliche Grundlage für eine Selbstiustiz der POSt. 

6. Schlussbemerkungen 
In der Auseinandersetzung zwischen der Bürgerbewegung 
·Solidaricta- und der Post hat das UVE K als AufsichlSbe­
hörde festges te ll t. die Post habe sich ungeschickt \'erhahen: 
über die Rechtmässigkeit hätte der zuständige (Zivil-)Richter 
entscheiden mibsen. Diese Art der Erledigung ist in solc:hen 
Fällen oO'enbar üblich. Sie ist vielleicht klüger als die Fest­
stellung. e~ sei rechtSwidrig gehandelt worden; sie setzt einer­
seit~ - so ist zu ho ffen - den Grundrechtsschutz für die 
Zukunft durch und vermeidet anderseits den Konflikt mit 
der angegriffcnen Verwaltungsbehörde. AngesiChts der 
grundslitzlichen Tragweite des Falles wäre eine eindeutige 
Stellungnahme der Aufsichtsbehörde aber erwünscht gewe-

I 
sen . Denn das ist klar: Dass in Verwaltungen tätige Perso­
nen . die matcriell Angestellte der Bevölkerung sind. im 
Verkehr mit Bürgern und ihren Vereinigungen eine Herr im 
Haus-Po~ition elllnehmen. entspricht weder verfassungs­

,sta:ttlichem Verständni .. noch schweizerischen poli tischen 
Sitten. 

Auch alb allgemeiner Optil... gibt der Fall -Solidarietä~ zu 
denken. Im Zuge der Deregulierung. die nach vorherrschen­
der Beunei lung aus Grunden des öffentlichen Wohls grund­
salzlich erwünscht bt. werden neben echten Pri\'atisierungen 
zunehmend Vel'\\altungseinhei ten in Bund. Kantonen und 
Gemeinden ausgeglieden und mit Autonomie ausgestattet 
(öffentli chrechtliche Anstalten mit eigener Rechtspersön­
IichkeiL o lTentlichrechtliche StiflUngen: Pseudopri\'atisie­
rungen, d.h. Wahl ei ner privatrechtlichen Organi sations-

19 VgL W. KALIN. Das Verfuhren der st:l!llSrechtlichen Beschwer­
de. 2. A.. Sem 1994.270 f.; y, H ... :-<GARTNER, Verfassungs­
mtlssige Rechte juristischer Personen des öffentlichen RC(;hts, 
in Festschrift ru r Ulrich H!irelin zum 65. Geburtstag, ZUrich 
1939,121 f. 

20 Vgl. G. M OLLER, Kommemar BV, N 57 zuAn. 4 BV 1874 
(stosscnde Ungerechtigkdt cle!> Ergebnisses). 
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form ftir Verwallungsz"eige. die materiell Staatsbetriebe 
bleiben oder vom Staat beherrscht werden). Diese: Entwick­
lung ist zum Te il auch durch die Notwendigkeit gemeinwe­
senübergreifender Zusammenarbeit vorgezeichnet. Durch 
solche neue OrganiS3tionsfomlen. die nicht mi t Entlassung 
in die Privatwirtschaft "e"vechse!1 werden dürfen. werden 
demoknnische Einflussnahme und Kontrolle vermindert. 
Sie sollen jedoch ei ne betriebswi rtschaft lieh befriedigen­
dere Führung und eine bessere Output-Orientierung ennög­
lichen. Dazu gchön auch. Manager aus der Pri\al winschaft 
zu engagieren und pri\'3twinschaftlic hes Denken zu fördern. 
Damit besteht aber die Gefahr. dass die Jeilendt'n Personen 
die besondere rechtliche Situation und demokr.uische Ein­
bettung staatlicher Organisationen \'erkennen und das ihnen 
anvertraute Unternehmen wie e ine private Firma fUhre n. 
also auch die sogenannte privatautonome Willkür ganz 
selbstverständlich in Anspruch nehmen. Hier muss KJarheit 
geschaffen werden. Entweder bedarf ein Unternehmen keiner 
Einbeuung in den Staat; zur Wahrung der öffent lichen In­
teressen genügt eine a llgemei ne Gesetzgebung. Dann ist 
das Unternehmen in die Priv3lwinschaft zu entla<;sen. Oder 
der Gesetzgeber betrachtet eine besonde re Einbindung in 
den Slaat als no twendig. Dann aber sind die Bedingungen 
zu beachten. die sich rur - wie auch immer o rgallisiene­
staatliche Gebilde liUS einer demokratischen und rechts­
staatlichen Verfassung ergeben. 

Auch die Leiter tatsächlich (u nd nicht nur nach de r 
RechLSform) priv3tisicncr Unternehmen sollten d ie Grund­
rechtsproblematik nicht ganz ausser Acht lassen. Die Bun­
desverfassung verpflic htet die Behörden. das heisst den 
Gesetzgeber und im Rahmen von Beuneilungs- und Ermes­
sensspielräumen die rechtsanwendenden Organe. daftir zu 
sorgen. dass die Grundrechte, soweit sie sich dazu eignen, 
auch unte r Privaten wirksam werden (An . 35 Abs. 3 BV) . 
ln dieser Bestimmung liegt viel EntwicklungspotemiaJ. ln 
der Praxis und Literatur zu den internationalen Menschen­
rechtskonventionen wird die Frage der Drinwirkung der 
Grundrechte unter dem Stichwort der Schutzpflichlen des 
Staates gegenüber Privaten auf Grund der Konventionsrechle 
behandelt. Auch private Unternehmen können im Rechts­
staat gru ndrechtlichen Verpflichtungen nicht ganz entflie­
hen . Dies ist jedoch eine andere. hie r nur anzudeutende 
Thematik!'. 

21 Im schweizerischen Schrifttum vgl. namentlich J. P. MÜllER. 
Die Grundrechte der Verfass ung und der Persönlichkeits­
schutz des Privatrechts. Bem 1964. 160 ff.: G. MOlll;R. Dic 
Drittwirkung der Grundrechte. ZBI 1978. 235 ff.; P. SAU.r!fN. 
Grundrechle und Privatrechtsordnung. SJZ 1988. 373 ff.; 
R. ZJ..CH. Der Einnuss von Verfassungsrechl auf das Privat· 
rechl bei der Rechtsnnwendung. SJZ 1989. 1 ff. und 25 ff. 

La Poste Suisse esl une entreprise de la Confederation. R&:em­
ment. In Pone a refu~ la distribution de lr3CtS d'un m<MJvernc:nl 
populnire tessinois critiquantla fennerure de bureaux poStaux. 
Ainsi. la Poste a violl la libertt d'expression. Celui qui assume 
des tkhes etatique.s esl oblige de teSpecteT les droilS fond ... men­
taux el doil contribuer;\ leur renl.isation (an. 35 al. 2 esl). Cene 
obligation ne cesse pas d'exiSler lorsqu'une entreprise italique 
eSI cn siluation de concurrence avec des enrreprises pri \'ees el 
agil comme sujel de droit pri\'e. 

Une entreprise etatique qui tenle de supprimer les expres­
sions de volonti criliques conunet une censure politique: or la 
cen.~ure eSI interuite pour I'Etat ct ses entreprises. La Cour eUl'O- r 
ptenne des droits de I'homme ninsi que la Commiss ion peur 
les droi lS de J'homrne de I'ONU ;)cl!nettent que le! EtalS et leurs 
insti tutions. meme lorsque ces demicres agissent comme sujelS 
de droi! prive, doivent respeCler les droilS fondamentaux. 

(Flurin von Planln) 
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